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Vorwort und Einführung zur 1. Auflage
 
Diese Lehrbuchreihe ist aus den Unterrichtsstunden heraus entwickelt worden und somit als Lehrmaterial erprobt. Sie ist in besonderem Maße zur eigenständigen Examensvorbereitung sowie als Unterrichtsgrundlage für Dozenten geeignet, die auf die Erste Juristische Prüfung vorbereiten möchten. Der Anlass für die Kreation einer neuen Lehrbuchreihe in drei Bänden war, dass es für notwendig erachtet wurde, eine Fallsammlung zu verfassen, in der nicht einzelne Fälle oder ehemalige Originalexamensfälle von unterschiedlichen Autoren zusammenhanglos aneinandergereiht werden. Es sollte eine systematische Lernfallsammlung entstehen. Ziel der Sammlung ist es, in drei Bänden – bestehend aus Band I (Verfassungs- und Europarecht), Band II (Allgemeines Verwaltungsrecht) und Band III (Besonderes Verwaltungsrecht) – das für die Erste Juristische Prüfung examensrelevante öffentliche Recht systematisch auf höchstem Niveau abzudecken. Die Fälle sind so konzipiert, dass durch Vernetzungen in allen drei Bänden eine einheitliche Struktur geschaffen wird. Dies wird anders als bei anderen Fallsammlungen dadurch gewährleistet, dass die Fälle von einem Autor stammen, so dass die systematischen Strukturen gebietsübergreifend wiederkennbar sind. Die Fallkonstellationen basieren zum Teil auf Gerichtsentscheidungen und sind zum Teil erfunden. Die drei Bände sind so ausgestaltet, dass eine darüber hinausgehende Literatur zur Examensvorbereitung im Grundsatz allenfalls punktuell erforderlich ist.
 
Die Konstruktion der Fälle ist so erfolgt, dass problematische Aspekte beim maßgeblichen Prüfungspunkt im Fallaufbau mit den notwendigen abstrakten Hintergründen der Materie gutachtlich in die Falllösung eingearbeitet worden sind. Derart sollte eine perfekte Examensklausur verfasst sein, da zumindest bei guten Prüfern mit wissenschaftlichem Anspruch die Erläuterung des Lösungsweges mit guten Noten belohnt wird – nicht hingegen die Reproduktion auswendig gelernter Schlagworte. Aus meiner anwaltlichen Praxis heraus ist mir jedoch bekannt, dass einige Prüfer bestimmte Formulierungen dennoch lesen möchten. Deshalb sind derartige Schlagworte in die Lösungen implementiert worden. Anfängerhafte Darstellungen in Form der Verwendung so genannter „Theorien“ sind bewusst vermieden worden. Es geht nicht darum auswendig Gelerntes –womöglich noch im falschen Zusammenhang – zu reproduzieren. Es geht vielmehr darum, in einem juristischen Denksystem – Jura ist schließlich eine Art Mathematik in Worten – eine plausible Lösung am Gesetzestext mittels der juristischen Methodik zu entwickeln. Streitstände und vertretbare Lösungen sind in dieser Fallsammlung in die methodische Argumentation aufgenommen worden.
 
Zudem wurden sprachliche Formulierungen vermieden, die einerseits von guten Prüfern zumindest unterbewusst oder bewusst als negativ erachtet werden, 
andererseits in juristischen Texten grundsätzlich ausgespart werden sollten. So gehören zum Beispiel Formulierungen wie „laut Sachverhalt“ oder „vorliegend“ regelmäßig nicht in gutachtliche Lösungen. Zudem wurde insoweit auf passive Formulierungen geachtet, als aktive Formulierungen fehlerhaft sind. So heißt es zum Beispiel nicht „Das Gesetz sagt ...“, sondern „Im Gesetz steht ...“. Ständige Wiederholungseffekte sind in die Sammlung absichtlich eingearbeitet worden, um durch die Zuordnung eines Problems an verschiedenen Stellen die Gesamtstruktur zu verdeutlichen. Auch Formulierungen sind bei ständig wiederkehrenden Prüfungsfolgen bewusst gleich formuliert, um die Leserinnen und Leser für bestimmte Ausdrucksweisen zu sensibilisieren.
 
Letztlich wird durch diese Fallsammlung eine Examensvorbereitung auf höchstem Niveau geboten, mittels derer strukturiertes Denken im öffentlichen Recht trainiert werden kann. Gleichzeitig kann sie aber als Nachschlagewerk herangezogen werden, weil die Fälle themenbezogen sind und es durch die dazugehörigen Fallgliederungen ermöglicht wird, einzelne Themengebiete gezielt zu suchen.
 
Für den verwaltungsrechtlichen Aufbau der Prozessstation wurde ein Aufsatz in der JURA 2012, 175ff. zugrundegelegt, der von den Lesern zum Verständnis grundlegender prozessualer Zusammenhänge einmal intensiv gelesen werden sollte. Um es den Lesern zu ersparen, in der ohnehin begrenzten Examensvorbereitungszeit sämtliche Entscheidungen nachzulesen, sind wichtige Urteilspassagen mit dem Hinweis „zum Ganzen“ und der entsprechenden abgeänderten Urteilspassage in die Falllösungen eingearbeitet worden.
 
Für sachdienliche Hinweise und Verbesserungsvorschläge bin ich stets dankbar. Ich wünsche einen großen Lernerfolg beim Lesen der Bücher.
 
 

 
Hamburg, August 2014
 
Arne-Patrik Heinze
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II. Anspruchsvoraussetzungen

1. Formelle Voraussetzungen

2. Materielle Voraussetzungen



III. Ergebnis



C. Ergebnis



2. Komplex: Klage des R

A. Sachurteilsvoraussetzungen

I. Rechtsweg

II. Zuständigkeit

III. Beteiligte

IV. Statthafte Klageart

V. Besondere Sachurteilsvoraussetzungen

1. Besondere Prozessführungsbefugnis

2. Klagebefugnis

3. Vorverfahren

4. Klagefrist



VI. Zwischenergebnis



B. Begründetheit

I. Anspruchsgrundlage

II. Anspruchsvoraussetzungen

1. Formelle Voraussetzungen

2. Materielle Voraussetzungen



III. Anspruchsinhalt



C. Ergebnis




Besonderes Verwaltungsrecht – Fall 15 – BauR: „Bonanza in Berlin!“ (Berlin)

A. Sachentscheidungsvoraussetzungen

I. Rechtsweg

II. Zuständigkeit

III. Beteiligte

1. Antragsteller, Antragsgegner und Beiladung

2. Streitgenossenschaft



IV. Statthafte Verfahrensart

1. Verfahren i.S.d. §§ 80a Abs. 1 Nr. 1, 2, 80a Abs. 2 i.V.m. § 80 Abs. 3 S. 1 VwGO

2. Verfahren i.S.d. § 80 Abs. 5 S. 1 VwGO

3. Verfahren i.S.d. § 123 Abs. 1 S. 1, 2 VwGO



V. Besondere Sachentscheidungsvoraussetzungen

1. Besondere Prozessführungsbefugnis

2. Antragsbefugnis



VI. Allgemeines Rechtsschutzbedürfnis

VII. Zwischenergebnis



B. Begründetheit

I. Anordnungsanspruch

1. Anspruchsgrundlage

2. Voraussetzungen

3. Rechtsfolge



II. Anordnungsgrund

III. Glaubhaftmachung



C. Ergebnis



Besonderes Verwaltungsrecht – Fall 16 – GewR: „I’ll be back!“ (Berlin)

A. Sachurteilsvoraussetzungen

I. Rechtsweg

II. Zuständigkeit

III. Beteiligte

IV. Statthafte Klageart

V. Besondere Sachurteilsvoraussetzungen

1. Besondere Prozessführungsbefugnis

2. Klagebefugnis

3. Vorverfahren

4. Klagefrist



VI. Allgemeines Rechtsschutzbedürfnis

VII. Zwischenergebnis



B. Begründetheit

I. Entscheidungserheblichkeit/Gesetzesanwendung

1. Ermächtigungsgrundlage

2. Voraussetzungen

3. Rechtsfolge

4. Zwischenergebnis



II. Vorabentscheidung und Anwendungsvorrang des Unionsrechts

1. Zulässigkeit der Vorabentscheidung

2. Begründetheit der Vorabentscheidung



III. Ergebnis zur Vorlagefrage



C. Ergebnis



Besonderes Verwaltungsrecht – Fall 17 – GewR: „Ein ‚Absacker‘ zu viel …“

A. Sachurteilsvoraussetzungen

I. Rechtsweg

II. Zuständigkeit

III. Beteiligte

IV. Statthafte Klageart

V. Besondere Sachurteilsvoraussetzungen

1. Besondere Prozessführungsbefugnis

2. Klagebefugnis

3. Vorverfahren

4. Klagefrist



VI. Allgemeines Rechtsschutzbedürfnis

VII. Zwischenergebnis



B. Begründetheit

I. Anspruchsgrundlage

II. Voraussetzungen

1. Formelle Voraussetzungen

2. Materielle Voraussetzungen

3. Zwischenergebnis



III. Anspruchsinhalt

1. Ermessensreduktion auf null

2. Bescheidungsverpflichtung




C. Ergebnis

2. Komplex

A. Rechtsgrundlage

B. Voraussetzungen

I. Formelle Voraussetzungen

II. Materielle Voraussetzungen



C. Rechtsfolge

D. Ergebnis





Besonderes Verwaltungsrecht – Fall 18 – GewR: „Spiel Hölle!“

A. Sachurteilsvoraussetzungen

I. Rechtsweg

II. Zuständigkeit

III. Beteiligte

IV. Statthafte Klageart

V. Besondere Sachurteilsvoraussetzungen

1. Besondere Prozessführungsbefugnis

2. Klagebefugnis

3. Vorverfahren

4. Klagefrist



VI. Zwischenergebnis



B. Begründetheit

I. Entscheidungserheblichkeit/Gesetzesanwendung

II. Vorabentscheidung und Anwendungsvorrang des Unionsrechts

1. Zulässigkeit der Vorabentscheidung

2. Begründetheit der Vorabentscheidung

3. Zwischenergebnis



III. Vorlage beim Bundesverfassungsgericht

1. Zulässigkeit

2. Verfahrensabhängige Zulässigkeitsvoraussetzungen

3. Zwischenergebnis



IV. Zwischenergebnis



C. Ergebnis



Besonderes Verwaltungsrecht – Fall 19 – UmweltR: „Tierschutz im Wandel“

A. Sachurteilsvoraussetzungen

I. Rechtsweg

II. Zuständigkeit

III. Beteiligte

IV. Statthafte Klageart

V. Besondere Sachurteilsvoraussetzungen

1. Besondere Prozessführungsbefugnis

2. Feststellungsinteresse

3. Keine Subsidiarität

4. Klagebefugnis

5. Vorverfahren



VI. Zwischenergebnis



B. Begründetheit

I. Rechtsgrundlage

II. Voraussetzungen

1. Formelle Rechtmäßigkeit

2. Materielle Rechtmäßigkeit



III. Rechtsfolge

IV. Zwischenergebnis



C. Ergebnis



Besonderes Verwaltungsrecht – Fall 20 – Straßen R: „Das BierBike“ (Berlin)

A. Sachurteilsvoraussetzungen

I. Rechtsweg

II. Zuständigkeit

III. Beteiligte

IV. Statthafte Klageart

1. Systematik und Wortlaut

2. Analogie vor Klageerhebung

3. Analogie im Verpflichtungsfall

4. Zwischenergebnis



V. Besondere Sachurteilsvoraussetzungen

1. Besondere Prozessführungsbefugnis

2. Fortsetzungsfeststellungsinteresse

3. Weitere besondere Sachurteilsvoraussetzungen im Sinne der §§ 42 Abs. 2, 68 ff. VwGO



VI. Allgemeines Rechtsschutzbedürfnis

VII. Zwischenergebnis



B. Begründetheit

I. Rechtsgrundlage

II. Voraussetzungen

III. Rechtsfolge

IV. Zwischenergebnis



C. Ergebnis



Besonderes Verwaltungsrecht – Fall 21 – WaffenR: „Waffen weg!“

A. Sachentscheidungsvoraussetzungen

I. Rechtsweg

II. Zuständigkeit

III. Beteiligte

IV. Statthafte Verfahrensart

V. Besondere Sachentscheidungsvoraussetzungen

1. Besondere Prozessführungsbefugnis

2. Antragsbefugnis



VI. Allgemeines Rechtsschutzbedürfnis

1. Gesetzliche Suspendierung

2. Aussetzungsantrag

3. Rechtsschutz in der Hauptsache

a) Ausnahmslose Betreibung der Hauptsache

b) Grundsätzliche Entbehrlichkeit des Betreibens der Hauptsache

c) Differenzierte Betrachtung

d) Zwischenergebnis



4. Verfristung der Hauptsache



VII. Zwischenergebnis



B. Begründetheit

I. Rechtmäßigkeit des Widerrufs der Erteilung der Waffenbesitzkarte

1. Rechtsgrundlage

2. Voraussetzungen

3. Rechtsfolge



II. Aussetzungs-/Vollziehungsinteresse



C. Ergebnis






 





Besonderes Verwaltungsrecht – Fall 1 – POR: „Post vom Amt“ (Berlin)
 
In Berlin hat ein Bürgerbündnis für Sonntag, den 27.1., eine Demonstration zum Gedenken an die Opfer der Shoah, für Toleranz und Integration sowie gegen Fremdenfeindlichkeit und Rassismus angemeldet.
 
Z ist Mitglied der als rechtsextremistisch eingestuften N-Partei. Zusammen mit anderen Parteimitgliedern plant sie die Teilnahme an der Veranstaltung, um sich kritisch mit den Zielen des Bürgerbündnisses auseinanderzusetzen. In der Vergangenheit hat Z sich bereits mehrfach an Demonstrationen der N-Partei beteiligt, in deren Verlauf es partiell zu massiver Gewaltanwendung gegen Personen und bedeutende Sachwerte durch Gegendemonstranten aus dem linken Spektrum kam. Die zuständige Ordnungsbehörde fürchtet, dass es bei der Demonstration am 27.1. erneut zu gewalttätigen Eskalationen zwischen linken und rechten Demonstranten kommen wird.
 
Einer der Beamten der zuständigen Behörde setzt sich deshalb telefonisch mit Z in Verbindung und befragt sie zu ihren Absichten. In dem Gespräch bekräftigt Z noch einmal ihren Willen, an der für den 27.1. geplanten Veranstaltung in kritischer Haltung teilzunehmen. Am 2.12. – vor dem 27.1. – versendet die Behörde deshalb ein Schreiben mit folgendem Inhalt an Z:
 
„Aus ordnungsbehördlichen Erkenntnissen geht hervor, dass Sie im Zusammenhang mit versammlungsrechtlichen bzw. demonstrativen Aktionen polizeilich in Erscheinung getreten sind. Daher ist es nicht auszuschließen, dass Sie auch in Zukunft an demonstrativen Ereignissen teilnehmen werden. Für den 27.1. hat ein Bürgerbündnis eine Demonstration zum Gedenken der Opfer des Nationalsozialismus angemeldet. Bei ähnlich gelagerten Veranstaltungen kam es in der Vergangenheit zu erheblichen gewaltsamen Auseinandersetzungen zwischen Demonstranten und Gegendemonstranten. Auch während der Gedenkveranstaltung am 27.1. ist damit zu rechnen. Zudem kann durch die Teilnahme von Rechtsextremisten an einem Aufzug anlässlich des Tages des Gedenkens an die Opfer des Nationalsozialismus das sittliche Empfinden der Bürgerinnen und Bürger verletzt werden. Die Sicherheitsbehörden und die Polizei sind angehalten, vorbeugende Maßnahmen zu ergreifen, um Störungen der öffentlichen Sicherheit und Ordnung zu verhindern. Im Rahmen dieses Gefährdungsanschreibens fordern wir Sie daher auf, zur Vermeidung weiterführender Maßnahmen gegen Ihre Person keine Störungen der öffentlichen Sicherheit und Ordnung vorzunehmen, nicht zu solchen aufzufordern und sich nicht an diesen zu beteiligen. Wir weisen ausdrücklich darauf hin, dass die oben genannten Forderungen auch für alle zukünftigen Ereignisse, Veranstaltungen und geschichtsträchtigen 
Tage gelten. Eine Zuwiderhandlung führt zu weiteren sicherheitsbehördlichen Maßnahmen.“
 
Das Schreiben ist mit einer ordnungsgemäßen Rechtsbehelfsbelehrung versehen. Z erhebt ordnungsgemäß Widerspruch. Im ablehnenden Widerspruchsbescheid wird die förmliche Zustellung durch die Post mittels Zustellungsurkunde angeordnet. Der Postbote trifft jedoch weder Z noch einen ihrer Mitbewohner in der Wohnung an. Er wirft das Schriftstück daher am 3.12. im Vorfeld des 27.1. in den von der Wohngemeinschaft der Z gemeinsam genutzten Briefkasten ein. Das Datum der Zustellung hat er auf dem Umschlag vermerkt. An diesem Tag leert M, eine Mitbewohnerin der Z, den gemeinschaftlichen Briefkasten. Sie findet mehrere an sie adressierte Reklamesendungen vor und nimmt diese an sich. Von M unbemerkt befindet sich darunter auch das Schreiben der Behörde an Z. M legt die Reklamesendungen zunächst beiseite. Erst bei einem groß angelegten Wohnungsputz entdeckt M am 20.1., einem Sonntag, zwischen dem Altpapier das an Z adressierte Schreiben der Behörde. Sofort übergibt sie das Schriftstück Z.
 
Z erhebt am 1.2., einem Freitag, beim örtlich zuständigen Verwaltungsgericht eine Klage gegen das Gefährdungsanschreiben. Sie erklärt, eine frühere Klageerhebung sei ihr im Hinblick auf die verspätete Kenntniserlangung nicht zumutbar gewesen. Um ihr diesbezügliches Vorbringen zu beweisen, legt Z eine eidesstattliche Erklärung der M vor. Wird Z mit ihrer Klage Erfolg haben?
 
 

 
 

 
Zusatzfrage 1
 
Kann Z ihre Klage auch elektronisch erheben und ist das Fehlen eines Hinweises in einer Rechtsmittelbelehrung fehlerhaft im Sinne des § 58 Abs. 2 VwGO?
 
 

 
 

 
Zusatzfrage 2
 
Darf das Urteil des Verwaltungsgerichts elektronisch abgefasst werden?
 
 

 
 

 
Bearbeitungsvermerk
 
Der 27. Januar ist der Tag des Gedenkens an die Opfer des Nationalsozialismus. Er findet anlässlich des Jahrestages der Befreiung des Konzentrationslagers Auschwitz-Birkenau im Jahr 1945 statt.
 
 
Schwerpunkte 
Gefährdungsanschreiben 
Generalklausel 
öffentliche Ordnung 
Wiedereinsetzung in den vorigen Stand 
Zustellung 
elektronische Klageerhebung 
elektronisches Urteil

 
Vertiefung
 
OVG Lüneburg NJW 2006, 391; OVG Magdeburg NVwZ-RR 2012, 720.
 
 

 
 

 
Gliederung
 
 
Lösungsvorschlag
 
 

 
Die folgende Lösung ist als Lösungsvorschlag zu verstehen und ausführlicher, als es in der Klausurbearbeitung verlangt werden kann. Aufgrund der wissenschaftlichen Freiheit können andere Lösungswege vertreten werden, soweit sie dogmatisch begründbar sind. Die Nachweise aus Rechtsprechung und Literatur sowie die das Verständnis fördernden Randbemerkungen sind in der Examensklausur auszusparen. Die Abkürzung „Alt.“ steht für Alternativfall, nicht für Alternative.
 
1. Komplex: Die Klage
 
Die Klage der Z hat jedenfalls Erfolg, soweit die Sachurteilsvoraussetzungen erfüllt sind und die Klage begründet ist.
 
A. Sachurteilsvoraussetzungen
 
Die Sachurteilsvoraussetzungen können erfüllt sein.1
 
 
I. Rechtsweg
 
Ein Rechtsweg muss eröffnet sein. Der Verwaltungsrechtsweg kann eröffnet sein. Anderenfalls kommt ein Verweisungsbeschluss im Sinne des § 17a Abs. 2 GVG i.V.m. § 173 VwGO in Betracht. Mangels aufdrängender Sonderzuweisung kann der Verwaltungsrechtsweg gemäß § 40 Abs. 1 S. 1 VwGO eröffnet sein. Der Verwaltungsrechtsweg ist gemäß § 40 Abs. 1 S. 1 VwGO eröffnet, wenn eine öffentlich-rechtliche Streitigkeit nicht verfassungsrechtlicher Art besteht. Eine öffentlich-rechtliche Streitigkeit ist gegeben, wenn durch die streitentscheidende öffentlich-rechtliche Norm ein Hoheitsträger einseitig berechtigt oder verpflichtet wird bzw. wenn aufgrund typisch hoheitlichen Handelns zwischen den Beteiligten ein Subordinationsverhältnis begründet wird.
 
Streitentscheidende Norm ist die Generalklausel des § 17 Abs. 1 ASOG. Darin werden die Polizei und die Ordnungsbehörden einseitig berechtigt und verpflichtet, die zur Gefahrenabwehr notwendigen Maßnahmen zu treffen. Ob das Gefährdungsanschreiben als eine typisch hoheitliche Handlungsform im Sinne einer Subordination einzustufen ist, ist für die Eröffnung des Verwaltungsrechtsweges somit unerheblich. Ergänzend besteht aufgrund des Handelns der Behörde zur Gefahrenabwehr im Vorfeld der Versammlung auch ein Sachzusammenhang zum öffentlichen Recht.
 
Eine öffentlich-rechtliche Streitigkeit ist gegeben. Diese ist mangels doppelter Verfassungsunmittelbarkeit – es streiten nicht Verfassungsorgane über Verfassungsrecht – auch nicht verfassungsrechtlicher Art. Der Verwaltungsrechtsweg ist gemäß § 40 Abs. 1 VwGO eröffnet.

 
II. Zuständigkeit
 
Das Verwaltungsgericht ist gemäß § 45 VwGO als Eingangsinstanz für den Streit über das Gefährdungsanschreiben sachlich zuständig, da Anhaltspunkte für abweichende Regelungen wie z.B. § 50 VwGO nicht ersichtlich sind, sodass kein Verweisungsbeschluss gemäß § 17a Abs. 2 GVG i.V.m. § 83 VwGO gefasst werden wird. Die örtliche Zuständigkeit im Sinne des § 52 VwGO ist gegeben.2
 

 
III. Beteiligte
 
Z und das Land Berlin als Gebietskörperschaft des öffentlichen Rechts können Beteiligte des Verfahrens sein. Beteiligte sind nach § 63 Nr. 1, 2 VwGO unter anderem der Kläger und der Beklagte. Beteiligungsfähig sind nach § 61 Nr. 1 Alt. 1, 2 VwGO natürliche und juristische Personen. Behörden sind in Berlin grundsätzlich nicht gemäß § 61 Nr. 3 VwGO i.V.m. dem Landesrecht beteiligungsfähig, weil es unter anderem im Berliner Gesetz zur Ausführung der Verwaltungsgerichtsordnung (Bln AG VwGO) keine entsprechende Regelung gibt. Als Klägerin ist Z als natürliche Person gemäß § 61 Nr. 1 Alt. 1 VwGO beteiligungsfähig. Z ist gemäß § 62 Abs. 1 Nr. 1 VwGO mangels gegenteiliger Anhaltspunkte prozessfähig.
 
Beklagter ist das Land Berlin als Gebietskörperschaft des öffentlichen Rechts. Es ist gemäß den §§ 63 Nr. 2, 61 Nr. 1 Alt. 2 VwGO beteiligungs- und mangels Anhaltspunkten bezüglich des jeweils für die Behörde handelnden Organwalters gemäß § 62 Abs. 1, 3 VwGO prozessfähig.

 
IV. Statthafte Klageart
 
Die statthafte Klageart richtet sich im Sinne des § 88 VwGO nach dem klägerischen Begehren unter Berücksichtigung des Anwendungsvorrangs maßnahmespezifischer Rechtsschutzformen und des rechtsstaatlichen Grundsatzes der Effektivität des Rechtsschutzes. Dem klägerischen Begehren entspricht regelmäßig die effektivste Klageart, also nach Möglichkeit die Anfechtungsklage gemäß § 42 Abs. 1 Alt. 1 VwGO als Gestaltungsklage der Verwaltungsgerichtsordnung, soweit sie zielführend ist, es sei denn, es gibt einen ausdrücklichen anderweitigen Antrag mit einem Begehren, das nicht überschritten werden darf. Voraussetzung der Anfechtungsklage ist, dass der Kläger die Aufhebung eines gegenwärtig wirkenden Verwaltungsaktes erstrebt. Ein Verwaltungsakt ist gemäß § 35 S. 1 VwVfG i.V.m. § 1 Bln VwVfG jede Verfügung, Entscheidung oder andere hoheitliche Maßnahme, die eine Behörde zur Regelung eines Einzelfalls auf dem Gebiet des öffentlichen Rechts trifft und die auf unmittelbare Rechtswirkung nach außen gerichtet ist.
 
Das Gefährdungsanschreiben3 kann als Verwaltungsakt einzustufen sein. Es handelt sich bei dem Anschreiben um die hoheitliche Maßnahme einer Behörde in einem Einzelfall auf dem Gebiet des öffentlichen Rechts, welche gegenüber Z Außenwirkung entfalten soll. Problematisch ist jedoch der Regelungscharakter 
des Schreibens. Eine Regelung ist gegeben, wenn die Maßnahme der Behörde aus verobjektivierter Empfängersicht auf die Setzung einer verbindlichen Rechtsfolge gerichtet ist und Rechte des Betroffenen unmittelbar begründet, geändert, aufgehoben, mit bindender Wirkung festgestellt oder verneint werden (vgl. OVG Magdeburg NVwZ-RR 2012, 720).
 
1. Regelungscharakter eines Gefährdungsanschreibens
 
Ein Gefährdungsanschreiben oder eine mündlich gehaltene Gefährdungsansprache sind die in einem Einzelfall an einen potenziellen Störer gerichteten Ermahnungen, Störungen der öffentlichen Sicherheit zu unterlassen (vgl. Hebeler NVwZ 2011, 1364). In der Regel wird dem Adressaten mitgeteilt, dass die Polizei oder Ordnungsbehörde über sein bisheriges Verhalten informiert sei und dass polizeiliche Gegenmaßnahmen gegen ihn bei einer weiteren von ihm ausgehenden Störung in dem betreffenden Einzelfall bereits vorbereitet seien. Dies kann damit verbunden sein, dass dem Adressaten nahegelegt wird, sich von einer bestimmten Veranstaltung fernzuhalten. Solange ein Gefährdungsanschreiben derart auf hinweisende, empfehlende und warnende Elemente beschränkt ist, ist es nicht auf die Setzung einer verbindlichen Rechtsfolge gerichtet und somit nicht als Verwaltungsakt einzustufen.

 
2. Regelungscharakter dieses Schreibens
 
In dem Schreiben an Z hat die Behörde ihr jedoch aufgegeben, „keine Störungen der öffentlichen Sicherheit und Ordnung vorzunehmen, nicht zu solchen aufzufordern und sich nicht an diesen zu beteiligen.“ Das Anschreiben beschränkte sich nicht auf warnende Hinweise. Z wurde konkret aufgefordert, bestimmte Verhaltensweisen zu unterlassen. Dies konnte aus der Sicht eines verständigen Empfängers in der Lage der Adressatin nicht anders verstanden werden, als dass ihr durch die Behörde einseitig hoheitlich ein bestimmtes Tun bzw. Unterlassen auferlegt wird (vgl. OVG Magdeburg NVwZ-RR 2012, 720). Das Schreiben hatte daher Regelungscharakter. Es handelte sich somit um einen Verwaltungsakt im Sinne des § 35 S. 1 VwVfG i.V.m. § 1 Bln VwVfG.

 
3. Erledigung
 
Die Anfechtungsklage ist aber nur statthaft, wenn sich der Verwaltungsakt nicht durch Zeitablauf erledigt hat, weil dann keine Gestaltung mehr möglich wäre. Statthafte Klageart wäre dann die Fortsetzungsfeststellungsklage direkt oder analog § 113 Abs. 1 S. 4 VwGO. Erledigung eines Verwaltungsaktes bedeutet Wegfall 
der beschwerenden Regelungswirkung (vgl. BVerwG NVwZ 1991, 570), wobei die Erledigung in § 43 Abs. 2 VwVfG i.V.m. § 1 Bln VwVfG geregelt ist. Danach bleibt ein Verwaltungsakt wirksam, solange und soweit er nicht zurückgenommen, widerrufen, anderweitig aufgehoben oder durch Zeitablauf oder auf andere Weise erledigt ist. Eine Erledigung durch Zeitablauf könnte mit der Durchführung der Versammlung am 27.1. eingetreten sein. Allerdings beschränkt sich der Regelungsgehalt des Anschreibens an Z nicht auf die Versammlung am 27.1. Vielmehr sollen die ausgesprochenen Ge- und Verbote für „alle zukünftigen Ereignisse, Veranstaltungen und geschichtsträchtigen Tage“ gelten. Somit handelt es sich um einen Dauerverwaltungsakt, der auch auf zukünftige Ereignisse bezogen ist, durch den Z noch immer beschwert ist (vgl. OVG Magdeburg NVwZ-RR 2012, 720).4 Gegenstand der Klage ist gemäß § 79 Abs. 1 Nr. 1 VwGO der Ausgangsbescheid in Gestalt des Widerspruchsbescheides.
 
Die Anfechtungsklage im Sinne des § 42 Abs. 1 Alt. 1 VwGO ist die statthafte Klageart.


 
V. Besondere Sachurteilsvoraussetzungen
 
Die besonderen Sachurteilsvoraussetzungen können erfüllt sein.
 
1. Besondere Prozessführungsbefugnis5
 
Besonders prozessführungsbefugt ist gemäß § 78 Abs. 1 Nr. 1 VwGO das Land Berlin als Gebietskörperschaft öffentlichen Rechts, da in Berlin keine Ausführungsvorschrift im Sinne des § 78 Abs. 1 Nr. 2 VwGO besteht.
 

 
2. Klagebefugnis
 
Z muss klagebefugt sein. Die Klagebefugnis nach § 42 Abs. 2 VwGO setzt die Möglichkeit der Verletzung eines subjektiven Rechts voraus. Subjektive Rechte ergeben sich aus Sonderrechtsbeziehungen, einfachen Gesetzen, subsidiär aus Grundrechten, wobei jedenfalls aufgrund des weiten Schutzbereiches des Art. 2 Abs. 1 GG bei unmittelbaren Grundrechtseingriffen für das subjektive Recht direkt auf Grundrechte abgestellt werden kann. Zudem können sich subjektive Rechte aus unmittelbar geltendem Unionsrecht ergeben.
 
Z ist, wie oben herausgearbeitet, Adressatin eines belastenden Verwaltungsakts in Form des Gefährdungsanschreibens. Sie kann dadurch in ihrer durch Art. 5 Abs. 1 S. 1 GG geschützten Meinungsfreiheit und in der durch Art. 8 Abs. 1 GG geschützten Versammlungsfreiheit, jedenfalls aber in der allgemeinen Handlungsfreiheit aus Art. 2 Abs. 1 GG verletzt sein.6 Z ist klagebefugt im Sinne des § 42 Abs. 2 VwGO.

 
3. Vorverfahren
 
Ein Vorverfahren im Sinne der §§ 68 ff. VwGO ist ordnungsgemäß durchgeführt worden.

 
4. Klagefrist
 
Nach § 74 Abs. 1 S. 1 VwGO muss die Klage innerhalb eines Monats nach Zustellung des Verwaltungsaktes erhoben werden.
 
 

 
 

 
a) Zustellung
 
Grundsätzlich richtet sich die einfache Bekanntgabe nach § 41 VwVfG i.V.m. § 1 Bln VwVfG i.V.m. § 43 Abs. 1 VwVfG i.V.m. § 1 Bln VwVfG. Jedoch bleiben gemäß § 41 Abs. 5 VwVfG i.V.m. § 1 Bln VwVfG die Vorschriften über die Bekanntgabe eines Verwaltungsaktes mittels Zustellung unberührt. Daraus folgt, dass § 41 Abs. 1 bis 4 VwVfG i.V.m. § 1 Bln VwVfG auf die Zustellung eines Verwaltungsaktes nicht anwendbar sind, soweit es Spezialregelungen im Verwaltungszustellungsgesetz gibt. Gemäß § 73 Abs. 3 S. 2 VwGO wird ein Widerspruchsbescheid 
nach den Vorschriften des Verwaltungszustellungsgesetzes des Bundes zugestellt. § 3 VwZG ist gegenüber § 41 VwVfG i.V.m. § 1 Bln VwVfG somit spezieller.
 
Für die Ausführung der Zustellung ist in § 3 Abs. 2 S. 1 VwZG auf §§ 177 bis 182 ZPO verwiesen worden. Nach § 177 ZPO kann das Schriftstück der Person, der zugestellt werden soll, an jedem Ort übergeben werden, an dem sie angetroffen wird. In § 178 ZPO ist die Ersatzzustellung in der Wohnung, in Geschäftsräumen und Einrichtungen insoweit geregelt, als der Zustellungsadressat nicht angetroffen wird. Wenn eine Ersatzzustellung nach § 178 Abs. 1 Nr. 1, 2 ZPO nicht ausführbar ist, ist eine Ersatzzustellung nach § 180 ZPO durch Einlegen in den Briefkasten möglich. Der zustellende Postbote hat weder Z noch einen ihrer Mitbewohner in der Wohnung angetroffen. Nach § 180 S. 1 ZPO durfte er das Schriftstück daher in einen zu der Wohnung gehörenden Briefkasten oder in eine ähnliche Vorrichtung einlegen, die der Adressat für den Postempfang eingerichtet hat und die in der allgemein üblichen Art für eine sichere Aufbewahrung geeignet ist. So ist es geschehen. Der Postbote hat das Schriftstück in den gemeinschaftlich genutzten Briefkasten der Wohngemeinschaft eingeworfen. Er hat auch das Datum der Zustellung im Sinne des § 180 S. 3 ZPO auf dem Umschlag vermerkt. Das Schriftstück gilt mit der Einlegung gemäß § 180 S. 2 ZPO als zugestellt.7
 
Die Zustellung erfolgte nach alledem im Sinne des § 3 Abs. 2 S. 1 VwZG i.V.m. § 180 S. 2 ZPO i.V.m. § 41 Abs. 5 VwVfG i.V.m. § 1 Bln VwVfG am 3.12.
 
 

 
 

 
b) Fristberechnung
 
Die Klagefrist beträgt gemäß § 74 Abs. 1 S. 1 VwGO einen Monat nach Zustellung des Verwaltungsaktes. Der Verwaltungsakt wurde Z am 3.12. zugestellt. Die Fristberechnung ist in § 57 Abs. 2 VwGO i.V.m. § 222 Abs. 1 ZPO i.V.m. §§ 186 ff. BGB geregelt.
 
Ist für den Beginn einer Frist ein Ereignis – so die Zustellung bei Z – maßgeblich, wird gemäß § 187 Abs. 1 BGB bei der Berechnung der Frist der Tag nicht mitberechnet, in welchen das Ereignis fällt. Da der Tag der Zustellung, also der 3.12., nicht mitzählt, begann die Klagefrist gemäß § 187 Abs. 1 BGB am 4.12. um 00.00 Uhr. Als nach Monaten berechnete Frist endete sie gemäß § 188 Abs. 2 Alt. 1 BGB als solche Frist, deren Beginn ein Ereignis gemäß § 187 Abs. 1 BGB zugrunde liegt, mit dem Ablauf desjenigen Tages, welcher durch seine Benennung 
oder Zahl dem Tage entspricht, in welchen das Ereignis fällt. Fristende war somit am 3.1. um 24.00 Uhr. Die Erhebung der Klage am 1.2. war also eigentlich verfristet, sodass die Klage eigentlich unzulässig wäre.

 
5. Wiedereinsetzung in den vorigen Stand im Sinne des § 60 VwGO
 
Z kann jedoch die Wiedereinsetzung in den vorigen Stand gemäß § 60 VwGO zu gewähren sein.
 
 

 
 

 
a) Wiedereinsetzungsgrund
 
Die Wiedereinsetzung in den vorigen Stand ist nach § 60 Abs. 1 VwGO auf Antrag zu gewähren, wenn jemand ohne Verschulden an der Einhaltung einer gesetzlichen Frist gehindert war. Unverschuldet im Sinne des § 60 Abs. 1 VwGO war eine Fristversäumung nur, wenn dem Antragsteller die Einhaltung der Frist nach den gesamten Umständen unzumutbar war (vgl. BVerwG NJW 1976, 1332).
 
Z hat zunächst nicht von der Zustellung des Gefährdungsanschreibens erfahren. Erst am 20.1. wurde ihr das wiederaufgefundene Schriftstück von M übergeben. Fraglich ist, ob es Z unter diesen Umständen zumutbar war, die Frist des § 74 Abs. 1 S. 1 VwGO einzuhalten. Ein Verschuldensvorwurf könnte sich daraus ergeben, dass sie nur einen Gemeinschaftsbriefkasten bereitgehalten hat, bezüglich dessen die besondere Gefahr besteht, dass der Zugang von Postsendungen von der Zuverlässigkeit und dem Wohlwollen Dritter (zum Ganzen: BVerwG NJW 1988, 578) abhängt. Es bestand deshalb ein gesteigertes Risiko für den Verlust rechtserheblicher Mitteilungen. Z könnte verpflichtet gewesen sein, einen ausschließlich für sie bestimmten und ihr allein zugänglichen Briefkasten bereitzuhalten.
 
In einer von mehreren Personen gemeinschaftlich genutzten Wohnung wäre jedoch die Einrichtung eines eigenen Briefkastens für jeden Mitbewohner kaum praktikabel. Bei Familien, die in einer Wohnung zusammenleben, versteht es sich nach der Verkehrsauffassung von selbst, dass die gesamte Familie nur einen Briefkasten bereithält. Dann kann aber für eine Wohngemeinschaft nichts anderes gelten, insbesondere, da diese Form des Zusammenlebens aufgrund der Änderungen der Gesellschaftsstruktur mittlerweile weit verbreitet ist (vgl. BVerwG NJW 1988, 578).
 
Z kann kein Verschuldensvorwurf daraus gemacht werden, dass sie nur einen Gemeinschaftskasten bereithielt. Die Einhaltung der Klagefrist war ihr aufgrund der verspäteten Kenntnis von der Bekanntgabe unzumutbar. Sie war gemäß § 60 Abs. 1 VwGO ohne Verschulden an der Einhaltung der gesetzlichen Frist gehindert.
 
 
 

 
 

 
b) Antrag und Nachholung
 
Der nach § 60 Abs. 1 VwGO erforderliche Antrag ist gemäß § 60 Abs. 2 S. 1 Hs. 1 VwGO binnen zwei Wochen nach Wegfall des Hindernisses zu stellen. Zwar hat Z keinen Antrag auf Wiedereinsetzung gestellt, jedoch kann nach § 60 Abs. 2 S. 4 VwGO die Wiedereinsetzung auch ohne Antrag gewährt werden, wenn die versäumte Rechtshandlung gemäß § 60 Abs. 2 S. 3 VwGO innerhalb der Antragsfrist nachgeholt wird.
 
Auch insoweit erfolgt die Fristberechnung gemäß § 57 Abs. 2 VwGO i.V.m. § 222 Abs. 1 ZPO i.V.m. den §§ 186ff. BGB. Das Hindernis ist am 20.1. weggefallen, als M das Schreiben an Z aushändigte. Fristbeginn im Sinne des § 187 Abs. 1 BGB war der 21.1. um 00.00 Uhr, weil der Tag des Ereignisses, also der Aushändigung, nicht mitzählte. Fristende wäre nach § 188 Abs. 2 Alt. 1 BGB eigentlich am 3.2. um 24.00 Uhr gewesen. Dieser Tag fiel allerdings auf einen Sonntag, sodass die Antragsfrist nach § 57 Abs. 2 VwGO i.V.m. § 222 Abs. 2 ZPO erst mit Ablauf des folgenden Werktages, am Montag, den 4.2., um 24.00 Uhr endete. Z hat die Klage innerhalb dieser Frist am 1.2. erhoben. Damit hat sie die versäumte Rechtshandlung gemäß § 60 Abs. 2 S. 3 VwGO nachgeholt, wodurch zugleich die Stellung des Wiedereinsetzungsantrags nach § 60 Abs. 2 S. 4 VwGO entbehrlich wurde.
 
Bei der Antragstellung oder im Verfahren über den Antrag sind nach § 60 Abs. 2 S. 2 VwGO die Tatsachen zur Begründung des Antrags glaubhaft zu machen, wobei insoweit § 294 ZPO i.V.m. § 173 S. 1 VwGO maßgeblich ist. Z hat eine eidesstattliche Versicherung der M vorgelegt, um ihre verspätete Kenntnis zu beweisen. Sie hat die Tatsachen zur Begründung damit glaubhaft gemacht.
 
 

 
 

 
c) Zwischenergebnis
 
Z ist gemäß § 60 Abs. 1 VwGO Wiedereinsetzung in den vorigen Stand zu gewähren. Das Verfahren wird in den Stand zurückversetzt, in dem es sich vor Versäumung der Klagefrist aus § 74 Abs. 1 S. 1 VwGO befand.


 
VI. Zwischenergebnis
 
Die Sachurteilsvoraussetzungen sind erfüllt und die Klage der Z ist zulässig.


 
B. Begründetheit
 
Die Klage ist gemäß § 113 Abs. 1 S. 1 VwGO begründet, soweit der Verwaltungsakt rechtswidrig und der Kläger dadurch in seinen Rechten verletzt ist.
 
 
I. Rechtswidrigkeit des Gefährdungsanschreibens
 
Das Gefährdungsanschreiben kann rechtswidrig sein. Da es sich insoweit um eine Eingriffsverwaltung handelt, gilt der Vorbehalt des Gesetzes. Es bedarf einer Rechtsgrundlage, deren Voraussetzungen erfüllt sind.8
 
1. Rechtsgrundlage
 
Rechtsgrundlage des Gefährdungsanschreibens kann die Generalklausel des § 17 Abs. 1 ASOG sein. Danach können die Ordnungsbehörden und die Polizei die notwendigen Maßnahmen treffen, um eine im Einzelfall bestehende Gefahr für die öffentliche Sicherheit und Ordnung abzuwehren, soweit keine Spezialvorschriften bestehen. Ein Spezialgesetz oder eine spezielle Grundlage wie zum Beispiel eine Standardmaßnahme für ein Gefährdungsanschreiben sind nicht ersichtlich. Maßgebliche Rechtsgrundlage des Eingriffs ist § 17 Abs. 1 ASOG.

 
2. Voraussetzungen
 
Die Voraussetzungen des § 17 Abs. 1 ASOG können erfüllt sein.
 
 

 
 

 
a) Formelle Voraussetzungen
 
Das Gefährdungsanschreiben wurde von der zuständigen Behörde erlassen. Z wurde vor dem Erlass des Verwaltungsaktes von einem Beamten der Behörde ordnungsgemäß im Sinne des § 28 Abs. 1 VwVfG i.V.m. § 1 Bln VwVfG angehört, sodass eine etwaige Entbehrlichkeit der Anhörung gemäß § 28 Abs. 2 VwVfG i.V.m. § 1 Bln VwVfG irrelevant ist. Ein Verwaltungsakt bedarf gemäß § 37 Abs. 2 S. 1 VwVfG i.V.m. § 1 Bln VwVfG grundsätzlich keiner besonderen Form. Soweit die Begründung im Sinne des § 39 Abs. 1 VwVfG i.V.m. § 1 Bln VwVfG ein formelles Element enthält, ist sie ordnungsgemäß erfolgt. Formfehler sind nicht ersichtlich. Das Gefährdungsanschreiben ist formell rechtmäßig.
 
 

 
 

 
b) Materielle Voraussetzungen
 
Materiell bedarf es gemäß § 17 Abs. 1 ASOG einer konkreten Gefahr für die öffentliche Sicherheit oder Ordnung, die durch Z als pflichtige Störerin verursacht worden ist. Der Verwaltungsakt muss zudem gemäß § 37 Abs. 1 VwVfG i.V.m. § 1 
Bln VwVfG und nach dem unter anderem in Art. 20 Abs. 3 GG verankerten Rechtsstaatsprinzip inhaltlich hinreichend bestimmt und gemäß § 39 Abs. 1 VwVfG i.V.m. § 1 Bln VwVfG begründet sein.
 
 

 
 

 
aa) Gefahr
 
Eine konkrete Gefahr ist eine Sachlage, bei der im Einzelfall die hinreichende Wahrscheinlichkeit eines Schadenseintritts für die öffentliche Sicherheit oder Ordnung besteht.
 
 

 
 

 
(3) Öffentliche Sicherheit
 
Von der öffentlichen Sicherheit sind der Staat und staatliche Einrichtungen, die Unverletzlichkeit der öffentlichen Rechtsordnung sowie Individualrechte und Individualrechtsgüter umfasst. Die Behörde befürchtet gewalttätige Eskalationen zwischen linken und rechten Demonstranten anlässlich der für den 27.1. angemeldeten Veranstaltung. Deshalb kann eine Gefahr für die Unverletzlichkeit der Rechtsordnung in Form strafrechtlicher Normen wie § 223 StGB und die Rechte und Rechtsgüter des Einzelnen wie zum Beispiel Körper und Leben aus Art. 2 Abs. 2 S. 1 GG bestehen.
 
Allerdings bedarf es konkreter Anhaltspunkte bei der Behörde dafür, dass es zu gewaltsamen Eskalationen kommen wird.9 Zwar ist es in der Vergangenheit bei Demonstrationen der N-Partei, an denen auch Z teilgenommen hat, partiell zu massiver Gewaltanwendung gegen Personen und Sachen gekommen. Jedoch bestehen keine konkreten Anhaltspunkte dafür, dass gewaltsame Zusammenstöße linker und rechter Demonstranten auch für den 27.1. geplant sind. Die Sorge, es könnte künftig eine Gefahrenlage entstehen, berechtigt nicht zu Maßnahmen der Gefahrenabwehr (vgl. OVG Magdeburg NVwZ-RR 2012, 720). Zudem ging die Gewalt in der Vergangenheit von Gegendemonstranten aus dem linken Spektrum aus, nicht aber von Anhängern der N-Partei oder sogar von Z selbst. Selbst bei Annahme einer konkreten Gefahr für die öffentliche Sicherheit könnte Z jedenfalls nicht als Verhaltensstörerin in Anspruch genommen werden.
 
 

 
 

 
(4) Öffentliche Ordnung
 
Das Gefährdungsanschreiben könnte durch eine Gefahr für die öffentliche Ordnung gerechtfertigt sein. Die Öffentliche Ordnung ist die Gesamtheit der im Rahmen 
der verfassungsmäßigen Ordnung liegenden ungeschriebenen Regeln für das Verhalten des Einzelnen in der Öffentlichkeit, deren Beachtung nach den jeweils herrschenden Anschauungen unerlässliche Voraussetzung eines geordneten staatsbürgerlichen Zusammenlebens ist (Pieroth/Schlink/Kniesel, Polizei-und Ordnungsrecht, § 8, Rn 46).
 
Fraglich ist, ob ein derart unbestimmter Rechtsbegriff unter Berücksichtigung des unter anderem in Art. 20 Abs. 3 GG verankerten Rechtsstaatsprinzips noch verfassungsgemäß ist.10 In einer vielfältigen und pluralistischen Gesellschaft wie der unseren erscheint die Bestimmung herrschender, das heißt von der Mehrheit akzeptierter, Sozialnormen schwierig. Vielmehr besteht die Gefahr, dass Behörden und die Verwaltungsgerichte den Begriff der öffentlichen Ordnung nutzen, um ihre eigenen Anschauungen als gesellschaftlichen Rechtsmaßstab durchzusetzen. Auch aufgrund der Notwendigkeit eines wirksamen Minderheitenschutzes ist die Heranziehung herrschender Sozialnormen problematisch. Eine rechtsnormgelöste Wertung führt zu einer hohen ideologischen Anfälligkeit des Begriffs der öffentlichen Ordnung (Pieroth/Schlink/Kniesel, § 8, Rn 48). Die Maßgeblichkeit ungeschriebener bzw. unbestimmter Normen passt nicht zu einem freiheitlich-demokratischen Rechtsstaat. Eingriffe auf Grundlage der Generalklausel können sehr grundrechtsintensiv sein. Wesentliche Eingriffsermächtigungen sind aber aufgrund einer praktischen Konkordanz unter anderem des Art. 20 Abs. 2 GG und des Art. 20 Abs. 3 GG vom Gesetzgeber zu regeln.
 
Trotz dieser verfassungsrechtlichen Bedenken ist der Terminus der öffentlichen Ordnung nicht zwingend verfassungswidrig. Zwar ist die Reaktion auf neuartige Gefahren regelmäßig auch mittels des Tatbestandsmerkmals der öffentlichen Sicherheit möglich, jedoch ist die öffentliche Ordnung auch im Grundgesetz in Art. 13 Abs. 7 GG vorausgesetzt worden, sodass sie als Auffangtatbestandsmerkmal bestehen bleiben kann, soweit sie verfassungskonform ausgelegt wird.
 
Bei verfassungskonformer Auslegung darf zum Beispiel ein Versammlungsverbot nicht auf eine Gefahr für die öffentliche Ordnung gestützt werden (vgl. OVG Koblenz JuS 2013, 671).
 
Bezüglich des Gefährdungsanschreibens gegenüber Z könnte eine Gefahr für die öffentliche Ordnung gegeben sein, weil Z als Anhängerin der rechtsextremistischen N-Partei am 27.1., dem Jahrestag der Befreiung des Konzentrationslagers Auschwitz-Birkenau und Tag des Gedenkens an die Opfer des Nationalsozialismus, in kritischer Einstellung an einer Demonstration zum Gedenken der Opfer der Shoah, für Toleranz und Integration und gegen Rassismus und 
Fremdenhass teilnehmen will. So kann die öffentliche Ordnung verletzt sein, wenn Rechtsextremisten einen Aufzug an einem speziell der Erinnerung an das Unrecht des Nationalsozialismus und den Holocaust dienenden Tag derart durchführen, dass von seiner Art und Weise Provokationen ausgehen, durch welche die sittliche Empfindung der Bürgerinnen und Bürger beeinträchtigt werden (OVG Koblenz JuS 2013, 671). Zwar haben Z und die anderen Anhänger der N-Partei keine konkreten Provokationen geplant, jedoch könnte allein die Teilnahme von Rechtsextremisten an einer Gedenkveranstaltung zum 27.1. eine Provokationswirkung entfalten, in welcher die Gefahr einer erheblichen Beeinträchtigung des sittlichen Empfindens der Bürgerinnen und Bürger enthalten ist – unabhängig davon, ob es zu über die bloße Teilnahme hinausgehenden weiteren Provokationen kommt.
 
Jedoch darf nicht die für eine Demokratie schlechthin konstituierende Bedeutung der Versammlungsfreiheit aus Art. 8 Abs. 1 GG vernachlässigt werden. Von Schutzbereich des Art. 8 Abs. 1 GG ist auch die Teilnahme an einer Versammlung in kritischer Einstellung zum Versammlungszweck umfasst. Das Gefährdungsanschreiben ist auch nicht mit einer versammlungsrechtlichen Auflage vergleichbar, die etwa die Verschiebung der Versammlung um einen Tag zum Gegenstand hat. Denn Z will an einer konkreten Versammlung teilnehmen, die am 27.1. stattfindet und auch nicht verschoben wird. Die Ausübung ihres Grundrechts aus Art. 8 Abs. 1 GG ist ihr somit nur an diesem bestimmten Tag möglich.
 
Unter Berücksichtigung der Bedeutung des Art. 8 Abs. 1 GG kann nicht davon ausgegangen werden, dass bereits die bloße Teilnahme der Z an der Gedenkveranstaltung in kritischer Haltung zum Versammlungszweck, ohne dass konkrete Anhaltspunkte für bevorstehende weitere Provokationen bestehen, als eine Gefahr für die öffentliche Ordnung einzustufen ist, wenngleich die Gefahr für die öffentliche Ordnung zusätzlich in der Relation zur Bestimmtheit eines Verwaltungsaktes zu betrachten ist. Je bestimmter und enger ein Verwaltungsakt formuliert ist, desto eher kann verfassungskonform eine Gefahr für die öffentliche Ordnung angenommen werden.
 
 

 
 

 
bb) Bestimmtheit
 
Bezüglich der gegenüber Z ausgesprochenen Verfügung bestehen Zweifel an der hinreichenden Bestimmtheit der Verfügung gemäß § 37 Abs. 1 VwVfG i.V.m. § 1 Bln VwVfG und dem sich unter anderem aus Art. 20 Abs. 3 GG ergebenden Rechtsstaatsprinzip. Für Z muss aus dem Gefährdungsanschreiben klar ersichtlich sein, welche konkreten Ge- und Verbote ihr auferlegt werden. Sie ist lediglich dazu aufgefordert worden, „keine Störungen der öffentlichen Sicherheit 
und Ordnung vorzunehmen, nicht zu solchen aufzufordern und sich nicht an diesen zu beteiligen“. Der genaue Regelungsinhalt eines so weitreichenden Verbots ist für den Adressaten nicht hinreichend erkennbar. Auch in zeitlicher Hinsicht ist die Regelung auf „alle zukünftigen Ereignisse, Veranstaltungen und geschichtsträchtigen Tage“ erstreckt. Welche genau das sein sollen, macht die Behörde nicht hinreichend deutlich. Somit wird durch das Gefährdungsanschreiben auch das unter anderem in Art. 20 Abs. 3 GG verankerte und in § 37 Abs. 1 VwVfG i.V.m. § 1 Bln VwVfG spezifizierte Bestimmtheitsgebot verletzt (vgl. OVG Magdeburg NVwZ-RR 2012, 720).11

 
3. Zwischenergebnis
 
Die Voraussetzungen des § 17 Abs. 1 ASOG sind mangels hinreichender Bestimmtheit des Verwaltungsaktes und den damit verbundenen Voraussetzungen der Gefahr nicht erfüllt. Das Gefährdungsanschreiben ist rechtswidrig.


 
II. Rechtsverletzung
 
Durch das Gefährdungsanschreiben wird Z in ihren Grundrechten aus Art. 5 Abs. 1 S. 1 GG und Art. 8 Abs. 1 GG sowie – subsidiär – Art. 2 Abs. 1 GG verletzt.


 
C. Ergebnis
 
Die Sachurteilsvoraussetzungen der zulässigen Anfechtungsklage gegen das Gefährdungsanschreiben sind erfüllt. Die Klage der Z ist auch begründet, sodass Z damit Erfolg haben wird.


 
2. Komplex: Zusatzfrage 1
 
In den §§ 81, 82 VwGO ist die Klageerhebung geregelt. Gemäß § 81 Abs. 1 S. 1 VwGO ist die Klage bei Gericht schriftlich einzureichen. Beim Verwaltungsgericht kann sie gemäß § 81 Abs. 1 S. 2 VwGO auch zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle erhoben werden.
 
Schriftform bedeutet bei Einheit der Rechtsordnung im Sinne des sich unter anderem aus Art. 20 Abs. 3 GG ergebenden Rechtsstaatsprinzips in Verbindung mit § 126 Abs. 2 S. 1 BGB grundsätzlich, dass die Klage mit einer eigenhändigen Unterschrift versehen sein muss, die zur Identifizierung des Klägers geeignet ist. 
In der gerichtlichen Praxis wird dieses strenge Erfordernis zunehmend aufgeweicht, weil sich zum Beispiel eine Klageerhebung mittels eines Telefaxgerätes über die Jahre entwickelt hat.
 
Im Justizkommunikationsgesetz vom 22.3.2005 ist die Übermittlung elektronischer Dokumente an die Verwaltungsgerichte in § 55a VwGO geregelt worden. Die Norm ist unter der Überschrift des 7. Abschnitts von Teil II der Verwaltungsgerichtsordnung „Allgemeine Verfahrensvorschriften“ verankert und gilt daher für alle Verfahren und alle Instanzen. Durch sie ist der frühere § 86a VwGO ersetzt worden. Nach § 55a Abs. 1 S. 1 VwGO ist die Übermittlung elektronischer Dokumente an das Gericht durch die Beteiligten möglich, soweit dies für den jeweiligen Zuständigkeitsbereich durch Rechtsverordnung der Bundesregierung oder der Landesregierung zugelassen worden ist. Die Rechtsverordnung bestimmt gemäß § 55a Abs. 1 S. 2 VwGO den Zeitpunkt, von dem an Dokumente an ein Gericht elektronisch übermittelt werden können, sowie die Art und Weise, in der elektronische Dokumente einzureichen sind. Der Gesetzgeber hat seine Legislativgewalt bezüglich der elektronischen Dokumentenübermittlung auf die Exekutive delegiert.
 
Der Bund hat seither die Verordnung über den elektronischen Rechtsverkehr beim Bundesverwaltungsgericht und beim Bundesfinanzhof vom 26.11.2004 erlassen. Entsprechende Verordnungen auf Länderebene gibt es in diversen Bundesländern.
 
Für Dokumente, die einem schriftlich zu unterzeichnenden Schriftstück gleichstehen, ist gemäß § 55a Abs. 1 S. 3 VwGO eine qualifizierte elektronische Signatur nach § 2 Nr. 3 des Signaturgesetzes vorzuschreiben. Aufgrund des Schriftformerfordernisses in § 81 Abs. 1 S. 1 VwGO gilt das auch für die Klageerhebung.
 
Wenn in Berlin eine Rechtsverordnung gemäß § 55a VwGO erlassen ist, kann Z ihre Klage unter Beachtung der darin vorgesehenen Form, insbesondere der qualifizierten elektronischen Signatur, auch elektronisch erheben.
 
Sollte eine Belehrung bezüglich der elektronischen Form unterblieben sein, könnte die Belehrung dennoch fehlerlos sein, sodass nicht die Jahresfrist im Sinne des § 58 Abs. 2 VwGO gelten würde (OVG Bremen, Urteil vom 8.8.2012 –2 A 53/12; BSG, Urteil vom 14.3.2013 – B 13 R 19 – 12 R), weil für die elektronische Klageerhebung besondere Zugangsvoraussetzungen erforderlich sind, die von den jedermann leicht zugänglichen Möglichkeiten der schriftlichen oder zur Niederschrift zu erhebenden Klagen unterscheiden. Dann wäre ein Fehlen des Hinweises bei teleologischer Auslegung des § 58 Abs. 2 VwGO generell nicht geeignet, die Einlegung des Rechtsbehelfs zu beeinträchtigen. Allerdings wäre eine solche Auslegung mit dem als Grenze der Auslegung maßgeblichen Gesetzeswortlaut unvereinbar, weil die Nichtbelehrung über die elektronische Form 
jedenfalls irreführend ist (OVG Koblenz, Urteil vom 8.3.2012 – 1 A 11258/11). Somit würde aufgrund der unvollständigen Belehrung die Jahresfrist des § 58 Abs. 2 VwGO gelten.

 
3. Komplex: Zusatzfrage 2
 
Form und Inhalt für das verwaltungsgerichtliche Urteil sind in § 117 VwGO geregelt. Nach § 117 Abs. 1 S. 2 VwGO ist das Urteil schriftlich abzufassen und von den mitwirkenden Richtern zu unterzeichnen. Die Möglichkeit einer elektronischen Abfassung des Urteils ist weder in § 117 Abs. 1 VwGO noch in § 55b VwGO ausdrücklich geregelt, wird aber an anderer Stelle für die elektronische Aktenführung zum Beispiel in den §§ 117 Abs. 6 S. 2 und 3, 118 Abs. 2 S. 3, 119 Abs. 2 S. 6 VwGO als selbstverständlich vorausgesetzt. Es muss insoweit grundsätzlich das vollständige Urteil als einheitliches elektronisches Dokument hergestellt werden (vgl. Schoch/Schneider/Bier, § 117, Rn 4a). Anstelle der handschriftlichen Unterzeichnung durch die Richter wird nach § 55a Abs. 3 VwGO die qualifizierte elektronische Signatur gesetzt (vgl. Schoch/Schneider/Bier, § 117, Rn 7a).
 
Die elektronische Aktenführung ist in § 55b VwGO geregelt. In § 55b Abs. 1 VwGO werden die Bundesregierung und die Landesregierungen zum Erlass entsprechender Rechtsverordnungen ermächtigt. Es handelt sich wie im Rahmen § 55a VwGO um delegierte Legislativgewalt. Entsprechende Verordnungen können erlassen werden, sodass das Verwaltungsgericht sein Urteil anschließend elektronisch abfassen könnte.

 

 





Besonderes Verwaltungsrecht – Fall 2 – POR: „Weg mit dem Dachdecker!“ (Berlin)
 
In einem beschaulichen Stadtteil am Rande Berlins öffnete S an einem Sonntagmorgen ihr Gaubenfenster, um ihre Bettdecken zu lüften. Gerade wollte sie die flauschigen Daunendecken über das vor ihrem Fenster befindliche Geländer werfen, als sie bei einem Blick über die Dächer der angrenzenden Mehrfamilienhaussiedlung erschrak. Auf dem Dach eines der Häuser prangte rot geziegelt auf schwarzem Grund ein etwa vier Quadratmeter großes noch nicht ganz fertiggestelltes Hakenkreuz, das wie ein vierblättriges Kleeblatt angeordnet war.
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